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3. Diskriminierung gegen LSBTI* gesetzlich beseitigen! 
 
3.3 Wie möchten Sie eine Reform des Transsexuellenrechts auf den Weg bringen, die die 
Würde und Selbstbestimmung in den Mittelpunkt stellt und durch die Antragslösung 
demütigende Hürden auf dem Weg zur Vornamens- und Personenstandsänderung 
beseitigt?  
 
Union 

 
„CDU und CSU werben für Toleranz und wenden sich gegen homophobe 
Tendenzen genauso wie gegen jede Form der Diskriminierung. Das geltende 
Transsexuellengesetz ist in seinen wesentlichen Grundzügen inzwischen fast 
dreißig Jahre alt. Es entspricht nicht mehr in jeder Hinsicht aktuellen 
medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen. Deshalb wurde im September 
2014 eine Interministerielle Arbeitsgruppe (IMAG) unter Federführung des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zur Situation von trans- 
und intersexuellen Menschen eingerichtet. Diese hat zu den Themenfeldern zwei Gutachten in 
Auftrag gegeben, die am 16.02.2017 öffentlich vorgestellt und diskutiert wurden. Der 
Abschlussbericht ist für den Sommer 2017 vorgesehen. In einer am 2. Juni 2017 gefassten 
Entschließung hat der Bundesrat die Bundesregierung nunmehr aufgefordert, das geltende 
Transsexuellengesetz vor Veröffentlichung der Ergebnisse dieses Abschlussberichtes 
aufzuheben und durch ein modernes Gesetz zu ersetzen.  
 
Nach der Überzeugung von CDU und CSU sollte das Ergebnis des noch ausstehenden 
Abschlussberichts abgewartet werden, zumal sich ggf. personenstandsrechtliche Folgefragen 
ergeben werden. Im Ergebnis unterstützen CDU und CSU jedoch das Vorhaben, das 
Transsexuellengesetz, unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, auf eine neue zeitgemäße Grundlage zu stellen.  
 
Im Übrigen kann in Deutschland auf Verlangen bereits heute darauf verzichtet werden, in die 
Geburtsurkunde das Geschlecht aufzunehmen (§ 59 Abs. 2 PStG). Außerdem erfolgt auch im 
Geburtenregister keine Angabe des Geschlechts, wenn diese nicht eindeutig möglich ist (§ 22 
Abs. 3 PStG).“ 
 
SPD 

„Die SPD fühlt sich der Resolution des Europarats zur Diskriminierung von 
transsexuellen Menschen verpflichtet, die dazu auffordert, eine Änderung 
des Vornamens und des Geschlechtseintrags schnell, transparent, leicht 
zugänglich und auf Selbstbestimmung basierend zu gestalten.  
 
Eine punktuelle Änderung des aktuell gültigen Transsexuellengesetzes ist 

angesichts bestehenden dringenden Reformbedarfes bei weitem nicht ausreichend. Wir wollen 
eine grundsätzliche Novellierung des Gesetzes. Grundlage der Reform ist das Prinzip der 
Anerkennung der Geschlechtsidentität und der Schutz der Selbstbestimmung bei der 
Geschlechterzuordnung. Dabei ist insbesondere die teure und unnötige Begutachtungspflicht 
vor einer Vornamens- bzw. Personenstandsänderung abzuschaffen und durch ein 
unbürokratisches Verfahren zur Anerkennung der Geschlechtsidentität zu ersetzen. Zahlreiche 
Studien haben festgestellt, dass Begutachtungsverfahren in vielen Fällen von 
unverhältnismäßigem Zeit- und Kostenaufwand sowie von entwürdigenden und 
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diskriminierenden Erfahrungen für die Betroffenen geprägt sind. Deshalb müssen die Verfahren 
so gestaltet werden, dass die Würde und die Bedürfnisse der Betroffenen im Mittelpunkt 
stehen.“  
 
Linke 

„Geschlechtskosmetische/normierende Operationen vor der 
Einwilligungsfähigkeit sind aus Sicht der LINKEN umgehend gesetzlich zu 
unterbinden. DIE LINKE strebt an, dass alle Menschen frei ihren Vornamen 
und ihr Geschlecht ohne jegliche Form von Begutachtung rechtlich wählen 
können. Neben den Kategorien männlich und weiblich sind mit den 
Betroffenenverbänden weitere Kategorien zu entwickeln. Das bisherige 

Transsexuellengesetz wird überflüssig, wenn umfassende gesetzliche Regelungen in den 
bestehenden Gesetzen geschaffen werden. Das BMFSJ hat hierzu von Prof. Dr. Konstanze Plett 
ein Gutachten und einen Gesetzentwurf erarbeiten lassen.“ 
 
Grüne 

 
„Seit Jahren fordern wir eine Abschaffung des veralteten 
Transsexuellengesetzes der nach über 30 Jahren nicht dem Stand der 
Wissenschaft entspricht und die Menschenrechte von Trans*Personen mit 
Füßen tritt. Daher haben wir ein modernes Selbstbestimmungsgesetz 
vorgeschlagen, dessen Leitbild die persönliche Freiheit und nicht 
irgendwelche Ordnungsvorstellungen über die Geschlechter ist. Es ist höchste 

Zeit, dass die tatsächliche Vielfalt von Identitäten akzeptiert wird, anstatt Trans* Menschen in 
vorgegebene Raster zu pressen und ihnen das Leben schwerzumachen. 
 
Wir wollen das Verfahren für die Änderung der Vornamen und Berichtigung des 
Geschlechtseintrages deutlich vereinfachen und nur vom Geschlechtsempfinden des 
Antragstellers abhängig machen. Die Transsexualität kann nicht diagnostiziert werden, nur die 
Antrag stellende Person selbst kann letztlich über ihre geschlechtliche Identität Auskunft geben. 
Es wird zudem auf die Anrufung eines Gerichts verzichtet. Der Antrag ist bei den 
Standesämtern zu stellen, so dass die Berichtigung im Rahmen eines Verwaltungsaktes 
unbürokratisch erfolgen soll.“ 
 
FDP 

 
„Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Fortentwicklung des 
Transsexuellen-Gesetzes ein. Die Personenstands- und Namensänderung sind 
heute gutachterpflichtig und langwierig. Diese Verfahren halten wir für 
überflüssig. Die aktuelle Bundesregierung war hier vier Jahre lang untätig. 
Wir Freie Demokraten wollen, dass die Personenstands- und 
Namensänderungen ohne diskriminierende Hürden erfolgen. 

 
Einen Zwang zu medizinischen Maßnahmen lehnen wir ab. Daneben treten wir aber dafür ein, 
dass Krankenkassen einheitlich die Kosten für alle geschlechtsangleichenden Behandlungen bei 
Transsexualität übernehmen.“ 
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AfD 
„Die Bürgerrechte von Schwulen, Lesben und Transgendermenschen werden 
nur in einem finanz- und wirtschaftspolitisch verantwortungsvoll geführten 
Staat langfristig geschützt werden können. Selbstbewusste Nationen und 
nicht überbordende lnstitutionen integrieren und schützen die in ihr lebenden 
Gruppen, z.B. Homosexuelle am besten und geben ldentität und 
staatsbürgerliche Verantwortlichkeit. 

 
Für uns ist besonders wichtig, dass unsere abendländische Wertegemeinschaft und unsere 
deutsche Leitkultur respektiert, akzeptiert und auch gelebt wird! Religiöse und persönliche 
Befindlichkeiten haben sich dem unterzuordnen. 
 
Wir bestehen darauf, die Diskussion über die angestrebten Rechtsprechungen von der 
Genderideologie zu entkoppeln.“ 
 
 
 
 
 
Legende 

 

 


